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WELTKINO „Le passé“
mit Bérénice Bejo
zeigt das multi-
nationale Paris ➤ SEITE 15

JUNGSCHREIBERWer
Gegenwartsliteratur
für so konformistisch
wie nie hält, hat sie
nicht verstanden, sagt
Dirk Knipphals ➤ SEITE 12

NEUE HEIMAT Neukölln
bekommt sein erstes
Asylbewerberheim
➤ SEITE 22

VERBOTEN

Guten Tag,
meine Damen und Herren!

verboten ist entsetzt. Bundes-
kanzlerin Angela Merkel hat in
ihrer mit Höchstspannung er-
warteten und die ganze Welt
elektrisierenden historischen
Regierungserklärungangekün-
digt: „Im Zweifel handeln wir
für den Menschen.“Was??! Die
Regierung handelt also künftig
nicht mehr im Zweifel für den
Maschinenraum, den Mähdre-
scher, die Kaffeetasse und den
Rauhaardackel?Undvor allem,
fragt verboten, im Zweifel im-
mer an sich selbst denkend:
Was wird jetzt aus

verboten?

rotzallerDiffamierungskampagnen
bahnt sich die türkische Wirtschaft
ihrenWegaufsolideundunverwüst-

liche Weise“, sagte Ministerpräsident
Tayyip Erdogan, unmittelbar bevor die
türkische Zentralbankdurch einemassi-
ve Zinserhöhung das Ende des türki-
schen Wirtschaftsbooms besiegelte. Das
erinnert an Erich Honeckers Prophezei-
ungvomLaufdesSozialismus,denweder
Ochs noch Esel aufhalten können. Be-
kanntlichlöstesichderDDR-Sozialismus
wenig später ins Nichts auf und auch
ErichHonecker verschwand.

Genauso dürfte der Niedergang der
türkischen Wirtschaft nun das Ende der

T
Ära Erdogan einläuten. Zeitgleich zum
Wertverlust der türkischen Lira läuft die
Selbstdemontage des Staatsmanns
TayyipErdoganaufHochtouren.InAnka-
ra spricht man bereits hinter den Kulis-
sen über Erdogans „Flucht“ in die Präsi-
dentschaft.Man sieht ihnnichtmehr als
starken Präsidenten mit exekutiven Be-
fugnissen, sondern als einenMann, dem
das Präsidentenamt Schutz vor Korrup-
tionsklagenbieten soll.

DieWirtschaftskriseistnachdenGezi-
Protesten im letzten Sommer und der
Korruptionsaffäre imDezembernunder
dritte Schlag fürdenbisdahinmächtigs-
ten Ministerpräsidenten, den die Türkei

KOMMENTAR VON JÜRGEN GOTTSCHLICH ÜBER DAS ENDE DES TÜRKISCHEN WIRTSCHAFTSBOOMS

ErdogansAbstieg
je hatte. Dabei dürfte die Wirtschaft das
größte Problem Erdogans bei den anste-
henden Wahlen in diesem Jahr werden.
Denn der Wirtschaftsboom war bisher
sein bestes Argument und der Haupt-
grund, warum er mit jeder Wahl mehr
Stimmenerhielt. Damit ist es vorbei.

Der türkischen Gesellschaft kann ein
Abgang Erdogans nur guttun. Denn der
aberwitzigeKonfrontationskurs seit den

Der Wirtschaftsboomwar
Erdogans bestes Argument.
Es zieht nicht mehr

Die Nachfrage nach Immobilien in Istanbul ist gewaltig. Die Preise explodieren, der Bauboom gilt als Symbol für das starke Wirtschaftswachstum des Landes. Doch die Türkei exportiert zu wenig
und importiert zu viel. Die Schulden im Land wachsen, ausländische Investoren ziehen ihr Geld ab Foto: Nick Hannes/Reporters/laif

AUSGABE BERLIN | NR. 10323 | 5. WOCHE | 36. JAHRGANG DONNERSTAG, 30. JANUAR 2014 | WWW.TAZ.DE € 2,10 AUSLAND | € 1,60 DEUTSCHLAND

Gezi-Protesten ist mehr der persönli-
chen Hybris von Erdogan geschuldet als
seiner Partei. Nicht nur die Kritiker der
Regierung,auchvieleFunktionäreinner-
halb der AKP wollen statt Konfrontation
einen gesellschaftlichen Kompromiss.
DeshalbistStaatspräsidentAbdullahGül
mittlerweile so beliebt. Viele hoffen dar-
auf, dass er die Gesellschaft wieder be-
frieden kann. Spätestens wenn Erdogan
bei den Kommunalwahlen im März die
Metropolen Istanbul und Ankara ver-
liert, wird die AKP versuchen, ihn loszu-
werden, und dann wieder moderater
werden. Das Wirtschaftsproblem aber
wirdbleiben.

auf die NSA-Spähaffäre ein: Es
könne nicht richtig sein, dass
„unsere engsten Partner wie die
USA und Großbritannien sich
Zugang zu allen denkbaren Da-
ten“ mit der Begründung ver-
schafften, dies dieneder eigenen
und auch der deutschen Sicher-
heit. Ein Vorgehen, bei dem „al-
les, was technisch möglich ist,
auchgemachtwird“, verletzeVer-

trauenund säeMisstrauen, sagte
die Kanzlerin. DieOpposition re-
agierte mit scharfen verbalen
Angriffen. Linken-Fraktionschef
Gregor Gysi warf Merkel „Unter-
würfigkeit gegenüber den USA“
vor. „Warum weisen Sie nicht
Leute aus, die Spionage betrie-
ben haben?“
➤ Schwerpunkt SEITE 4
➤ Meinung + Diskussion SEITE 12

Merkel zumDritten
REGIERUNGSERKLÄRUNG Kanzlerin lobt soziale Marktwirtschaft und ärgert sich
über NSA-Spitzelei. Opposition beklagt „Unterwürfigkeit“ und Energiepolitik

BERLIN afp | Soziale Marktwirt-
schaft und Energiewende: Bun-
deskanzlerin Angela Merkel
(CDU) hat am Mittwoch in der
ersten Regierungserklärung ih-
rer dritten Amtszeit für die
Kernthemen und Vorhaben der
Großen Koalition geworben.

Merkel ging in ihrer Rede, die
siewegen ihres Skiunfalls imSit-
zen hielt, unter anderem auch

Die Krise zieht um
FINANZMÄRKTE Während sich die Lage in der Eurozone etwas beruhigt, fallen die Währungen der boomenden
Schwellenländer. Die Türkei verdoppelt ihren Leitzins, doch die Angst vor dem Crash bleibt ➤ Seite 3

Foto: C. Alvarez/Getty
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WASHINGTON epd | Präsident
BarackObamawill stärker gegen
wirtschaftliche und soziale Un-
gleichheit in den USA vorgehen.
„Zu viele Amerikaner arbeiten
mehr als jemals zuvor, nur um
über die Runden zu kommen“,
sagte Obama am Dienstag in
Washington in seiner Rede zur
Lage der Nation. Per Dekret will
er den Mindestlohn von Arbei-

Obama zahlt 10,10 $
USAGegenWiderstandderRepublikaner: Regierung
will Mindestlohn bei Staatsaufträgen verordnen

tern, die bei Firmen mit staatli-
chen Aufträgen beschäftigt sind,
auf 10,10 Dollar aufstocken.
Schon letztes Jahr hatte er höhe-
re Mindestlöhne für alle gefor-
dert,waraberamWiderstandder
Republikanischen Partei ge-
scheitert, die im Repräsentan-
tenhaus die Mehrheit stellt.
➤ Der Tag SEITE 2
➤ Meinung + Diskussion SEITE 12
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REAKTION AUF SKANDAL

ADAC kündigt grundlegende Reformen an
MÜNCHEN | Der ADAC kommt
nicht aus den Schlagzeilen und
will sich deshalb jetzt ganz neu
aufstellen. „Wir glauben, dass wir
nur durch eine grundlegende Re-
form die aktuellen Schwachstel-
len beheben können“, erklärte
ADAC-Präsident Peter Meyer ges-
tern. Unabhängige Fachleute
sollten die Neuausrichtung mit-
gestalten. Nach dem Skandal um
Manipulationen bei der Wahl
zum „Lieblingsauto der Deut-
schen“ waren in den letzten Ta-
gen immer weitere Ungereimt-
heiten bekanntgeworden.

Die Struktur des Clubs und
seiner wirtschaftlichen Aktivitä-

ten will Meyer nun überprüfen
lassen. Die Mitglieder sollen
mehr eingebunden werden. In
einer außerordentlichen Haupt-
versammlung, der ersten seit 66
Jahren, soll die Neuausrichtung
beschlossen werden. Das Präsidi-
um sei „überzeugt, dass nur ein
umfassendes Maßnahmenpaket
die Glaubwürdigkeit des ADAC
wiederherstellen“ könne. Nach
einer Forsa-Umfrage für den
Sternhaben 46 Prozent der Deut-
schen eher geringes (29) oder
sehr geringes Vertrauen (17) in
den ADAC. Hingegen äußerten
44 Prozent eher großes (33) oder
sehr großes (11) Vertrauen. (dpa)

UN-WELTBILDUNGSBERICHT

250 Millionen Kinder
sind Analphabeten

www.taz.de

FRIEDENSNOBELPREIS

Edward Snowden
nominiert

OSLO | Der US-Enthüller Edward
Snowden ist für den Friedensno-
belpreis nominiert worden. Zwei
Politiker der Sozialistischen
Linkspartei (SV) haben den ehe-
maligen NSA-Mitarbeiter ges-
tern offiziell vorgeschlagen. Auf
der Webseite der Partei heißt es
zur Begründung: „Die öffentli-
che Debatte und die politischen
Veränderungen, die auf seine
Enthüllungen folgten, haben zu
einer stabileren und friedliche-
ren Weltordnung beigetragen.“
Der Friedensnobelpreis wird am
10. Dezember verliehen. (dpa)

Tochter Lesbe –
Vater Gigolo

ie bittet eine Frau
ihren Vater unmiss-
verständlich dar-
um, endlich ihre

lesbische Liebe zu akzeptieren?
Die Hongkongerin Gigi Chao
wählte dazu einen ungewöhn-
lich öffentlichen Weg, um die
ebenso aufsehenerregende Art
ihres schwerreichen Vaters zu
kontern. Denn Cecil Chao Sze-
tung hatte vergangene Woche ei-
nevonihmschonvoreinigerZeit
gebotene„Mitgift“ fürdenMann,
der seine Tochter heiratet, auf ei-
ne Milliarde Hongkong-Dollar
(90 Millionen Euro) verdoppelt.

Die vom Verhalten ihres Va-
ters genervte 33-jährige Tochter
bekanntesich jetzt in einemoffe-
nen Appell, den Hongkongs
South ChinaMorning Post veröf-
fentlichte, zu ihrer Ehepartnerin
Sean Eav und forderte ihren Va-
ter dazu auf, sie nicht länger als
Single zu sehen.

„Ich weiß, dass es schwer für
dich zu verstehen ist, wie roman-
tisch ich mich zu einer Frau hin-
gezogen fühle“, schrieb Gigi Chao
ihrem Vater, einem Immobilien-
tycoon. Der inzwischen 77-jähri-
ge Frauenheld, der sich öffent-
lich damit gerühmt hatte, mit
10.000 Frauen geschlafen zu ha-
ben, war nie verheiratet und hat
drei Kinder aus drei Beziehun-
gen.KritikanihmäußertTochter
Gigi in ihrem Appell aber nicht.
Im Gegenteil. Getreu der in Chi-
na verbreiteten konfuzianischen
Lehre, die Respekt vor den Eltern
einfordert, lobt sie ihren Vater als
„scharfsinnig, energievoll, wohl-
erzogen und hart arbeitend“. Er
sei ein „Vorbild in Geschäftsange-
legenheiten“. Sie nimmt selbst
Schuld auf sich: „Es tut mir leid,
dazu beigetragen zu haben, dass
du denkst, ich sei nur lesbisch,
weil es in Hongkong an passen-
den Männern mangelt. Davon
gibt es viele, sie sind aber nichts
für mich.“

Cecil Chao hatte noch jüngst
darauf bestanden, seine Tochter
sei Single und jung genug, um ih-
re sexuelle Orientierung zu än-
dern. 2012 hatte sie in Frankreich
ihre Partnerin geheiratet. Hong-
kong selbst hat keine Homo-Ehe.
Versuche, ihre Frau dem Vater
vorzustellen, ließ dieser platzen.
Seine Mitgiftangebote lösten hä-
mische Internetkommentare
aus, doch Tochter Gigi blieb
konfuzianisch loyal: „Daddy hat
die Online-Kommentare nicht
gesehen, die ihn für verrückt er-
klären. Aber als seine Tochter
sollte ich ihn verteidigen.“

SVEN HANSEN

W

ADDIS ABEBA | Die Weltgemein-
schaft hinkt laut dem neuen
Unesco-Weltbildungsbericht
dem Millenniumsentwicklungs-
ziel, bis 2015 eine Primärschul-
bildung für alle Kinder zu errei-
chen, deutlich hinterher. Weiter-
hin können 250 Millionen Kin-
der weltweit weder lesen, schrei-
ben noch rechnen, obwohl viele
mehrere Jahre eine Schule be-
sucht haben. Etwa 57 Millionen
Kinder haben überhaupt keinen
Zugang zu Schulbildung. Beson-
ders betroffen von der Lernkrise
ist Sub-Sahara-Afrika. (dpa)
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Gigi Chao kämpft auf konfuziani-
sche Art mit ihrem Vater Foto: dpa

NACHRICHTEN

Gute Mienen: Barack Obama (unten links) begrüßt Republikaner-Chef John Boehner (oben rechts), der fast alle Pläne des Präsidenten ablehnt Foto: dpa

Appell,
Applaus
und aus

BERLIN taz |Es war nur ein Satz in
der Rede von Barack Obama,
wenn auch ein langer: „Und mit
dem Ende des Afghanistankrie-
ges muss dies auch das Jahr sein,
in dem der Kongress die letzten
Hürden für die Gefangenenüber-
stellungen aufhebt und wir das
Gefängnis in Guantánamo
schließen“, sagte der US-Präsi-
dent am Dienstagabend. Das Pro-
tokoll verzeichnet Applaus.

Nach vielen Ankündigungen,
das Anfang 2002 innerhalb der
US-Militärbasis auf Kuba eröff-
nete Gefangenenlager zu schlie-
ßen, ist diese neueste Wendung
jedoch sehr halbherzig. Obama
weiß, dass er mit dem Versuch,
diejenigen Gefangenen, denen
in den USA überhaupt der Pro-
zess gemacht werden soll, aufs
US-Festland zu verlegen, am Wi-
derstand der Republikaner, aber
auch vieler Demokraten schei-
tert. Auch ein neuer Appell Oba-
mas wird daran wenig ändern.

Seit einigen Monaten versu-
chen die USA, zumindest jene
Gefangenen loszuwerden, die
schon seit Jahren eigentlich zur
Freilassung anstehen. Ihnen
wird nichts vorgeworfen, auch
die Geheimdienste halten sie
nicht für eine Bedrohung der
USA. Aber weil sie aus Ländern
kommen, in die die USA entwe-
der aus eigenen Sicherheitsbe-
denken oder aus Sorge um die Si-
cherheit der Gefangenen nie-
manden überstellt, sitzen sie
noch immer in Guantánamo.
Das galt lange für die Gruppe der
chinesischen Uiguren, es gilt
noch immer für eine große
Gruppe von Jemeniten.

Immer wieder hatten die Be-
hörden die eigentlich regelmä-
ßig vorgesehenen Überprü-
fungsanhörungen der Gefange-
nen verschoben. Jetzt haben sie
endlich begonnen, und tatsäch-
lich empfahl Anfang Januar die
zuständige Militärkommission,
nunmehr auch Gefangene nach
Jemen zu überstellen.

Es könnte sein, dass in einigen
Monaten nur noch Gefangene in
Guantánamo einsitzen, gegen
die im Zusammenhang mit den
Anschlägen des 11. September
2001 Verfahren laufen. Deren
Überstellung aufs US-Festland
wird Obama kaum durchsetzen
können – die Forderungist inbei-
den Parteien und der Öffentlich-
keit unpopulär. Die Militärver-
fahren gegen zum Teil jahrelang
gefolterte Gefangene aber dürf-
ten sich noch hinziehen. Die Ver-
mutung liegt nahe, dass Guantá-
namo auch 2015 noch ein Lager
sein wird. BERND PICKERT

GUANTÁNAMO Obama will
das Folterlager endlich
schließen. Wieder mal

namo vor Jahresende schließen,
dass er den Schusswaffenhandel
stärker kontrollieren und dass er
die zerrüttete Einwanderungs-
politik reformieren will.

Die Gesundheitsreform, die
zentrale Reform seiner ersten
Amtszeit, erwähnt der US-Präsi-
dent erst nach 40 Minuten. Zur
technisch komplizierten Online-
anmeldung für die Krankenver-
sicherung sagt er gar nichts. Und
die bislang mehr als 40 Versuche
der republikanischen Mehrheit

im Repräsentantenhaus, die Re-
form zu kippen, versucht er wit-
zelnd zu entkräften. Sagt: „Ich er-
warte nicht, dass ich meine repu-
blikanischen Freunde überzeu-
gen kann.“ Stattdessen richtet er
sich direkt an die Bürger und for-
dert sie auf, so bald und so zahl-
reich wie möglich neue Versiche-
rungen abzuschließen.

In der Energiepolitik verweist
Obama stolz auf den rasanten
Anstieg der heimischen Gas- und
Ölproduktion, dank derer die
USA inzwischen weniger Mine-
ralölprodukte importieren, als
sie selber herstellen. Er rechtfer-
tigt die Intensivierung der Gas-

Produktion, die vor allem mit der
umstrittenen Fracking-Methode
geschieht, sowie den Ausbau
sämtlicher Energiequellen: von
fossilen bis hin zu erneuerbaren.

Die Außenpolitik kommt erst
nach einer Dreiviertelstunde zur
Sprache. Am Abzug der US-Trup-
pen aus Afghanistan bis Ende
dieses Jahres will Obama festhal-
ten. Auch wenn dann noch klei-
nere Kontingente dort bleiben.

Das Zustandekommen der Sy-
rien-Gespräche in Genf betrach-
tet Obama als Erfolg der „ameri-
kanischen Diplomatie und der
Drohung mit Gewalt im Hinter-
grund“. Und die Verhandlungen
mit dem Iran interpretiert er als
Erfolg der „amerikanischen Di-
plomatie mit der Drohung von
Druck im Hintergrund“. Für den
Fall, dass der US-Kongress eine
Verschärfung der Iran-Sanktio-
nen verabschiedet, solange die
Verhandlungen laufen, kündigt
Obama sein Veto an.

In Sachen Terrorismus
scheint Obama seine Wortwahl
überdacht zu haben. Im Januar
2013 hatte er gesagt, al-Qaida sei
„auf der Flucht“ und Bin Laden
tot. 2014 stellt er fest: „Die terro-
ristische Bedrohung hält an.“
Und verweist auf Syrien, Jemen,
Somalia, Irak und Mali.

Wie jedes Jahr hat die First La-
dy mehrere handverlesene Gäste
mitgebracht, deren Lebensge-
schichten exemplarisch für die
Themen stehen, die der Präsi-
dent anspricht: die erste Frau an

Sag mir, wo der „Change“ ist
GUTE VORSÄTZE US-Präsident Barack Obama kündigt bei seiner Rede an die Nation für 2014
ein Jahr des Handelns an. Aber durchsetzen kann er wohl höchstens sachte Korrekturen

„Ich erwarte nicht,
dass ich meine repub-
likanischen Freunde
überzeugen kann“
REALIST BARACK OBAMA

AUS WASHINGTON

DOROTHEA HAHN

Es war seine fünfte „Rede zur La-
ge der Nation“. US-Präsident Ba-
rack Obama, der mit dem Slogan
„Change“ angetreten war, stellte
keine großen Reformprojekte
mehr vor. Stattdessen beschrieb
er die Erfolge seiner bisherigen
Politik, kritisierte aber auch die
wachsende soziale Ungleichheit
und übte da, wo er Bedarf an po-
litischen Korrekturen sieht, zag-
hafte Kritik an der Blockadepoli-
tik des US-Kongresses. Obama
kündigte an, dass er verstärkt
von Rechtsverordnungen Ge-
brauch machen will, um unab-
hängig vom republikanisch do-
minierten Repräsentantenhaus
agieren zu können. 2014 werde
„ein Jahr des Handelns“.

Die meisten Aktionen, die der
US-Präsident ankündigt, bewe-
gen sich im innen- und sozialpo-
litischen Bereich. Und einige da-
von sind nicht neu. Er will eine
Anhebung des Mindestlohns von
bislang 7,25 auf 10,10 Dollar die
Stunde, kann das aber wohl nur
für Angestellte, die für Bundes-
behörden arbeiten, per Dekret
durchsetzen. Obama will mehr
Steuergerechtigkeit für Niedrig-
lohnverdiener, mehr Weiterbil-
dung am Arbeitsplatz und eine
Verbesserung der Qualität von
Vorschule und Schule.

Wie schon bei früheren Gele-
genheiten, kündigt er an, dass er
das Gefangenenlager in Guantá-

der Spitze des größten Autokon-
zerns der USA. Der Sohn von Ein-
wanderern, der als Zehnjähriger
in die USA kam, ohne ein Wort
Englisch zu sprechen, und dem-
nächst auf die Universität geht.
Und die Frau, die erst seit Jahres-
anfang eine Krankenversiche-
rung hat und sich wenige Tage
danach einer schweren Operati-
on unterzog, die sie ohne die Ge-
sundheitsreform finanziell in
den Ruin getrieben hätte.

Wichtigster Besucher ist der
30-jährige Cory Remsburg. Der
Soldat, der schwer verletzt aus
Afghanistan zurückkam, verhilft
dem Präsidenten zu dem längs-
ten–undparteiübergreifenden–
Applaus. Obama beschreibt den
Weg des Soldaten, seine Bereit-
schaft, das Beste aufzubieten, als
Vorbild für die USA.

Während der Rede sitzen Oba-
mas Vize Joe Biden und der repu-
blikanische Sprecher des Reprä-
sentantenhauses, John Boehner,
hinter dem Präsident. Biden
feixt zur Unterstützung des Prä-
sidenten. Boehner dreht immer
wieder Däumchen.

Als Obama fertig ist, darf die
Opposition – so will es das Ritual
– antworten. Anders als früher
kann die vielfach gespaltene Re-
publikanische Partei jedoch
nicht mit einer Stimme spre-
chen. Stattdessen tragen drei
verschiedenen RednerInnen ih-
re jeweils unterschiedliche Kri-
tik am US-Präsidenten vor.
Meinung + Diskussion SEITE 12
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by“ wetterte, die im Hintergrund
die Fäden ziehe, fassten sich viele
ausländische Anleger an den
Kopf und begannen, ihr Kapital
aus der Türkei abzuziehen.

Dieser Trend beschleunigte
sich im Dezember. Erdogan rea-
gierte nach der Aufdeckung mas-
siver Korruptionsfälle in seinem
Umfeld erneut mit einer Ver-
schwörungstheorie. Dieses Mal
waren es Mitglieder einer islami-
schen Sekte, die in Justiz und Po-
lizei einen Parallelstaat aufge-
baut haben sollen, der nun, wie-
derum im Verein mit ausländi-
schen Mächten, ihn zu Fall brin-
gen will. Mit seiner Kampagne
gegen die türkische Justiz stellte
Erdogan die Rechtssicherheit der
Türkei infrage. Als der türkische
Unternehmerverband das kriti-
sierte, wurde er von Erdogan als
„Hort von Verrätern“ denunziert.
Der Kapitalabfluss beschleunig-
te sich.

Die Türkei ist auf die Dollars
ausländischer Anleger angewie-
sen. Zum einen, um den Bau-
boom zu finanzieren, zum ande-
ren, um das wachsende Außen-
handelsdefizit auszugleichen.
Sichtbarster Ausdruck des Wirt-
schaftsbooms waren bislang die
Tag und Nacht kreisenden Bau-
kräne, mit denen die Hochhäu-
ser in Istanbul, Ankara und Izmir
hochgezogen werden. Die Türkei
hat noch keine Immobilienblase,
denn die wachsende Bevölke-
rung und die anhaltende Migra-
tion vom Land in die Städte sor-
gen für einen enormen Bedarf an
Wohnraum. Dennoch wurden
viele der Luxusskyscraper an die-
sem Bedarf vorbeigebaut. Gera-
de diese Paläste sind in Dollars fi-
nanziert und könnten Baufir-
men in die Pleite reißen, wenn
der Dollar teurer wird.

Noch wichtiger aber sind die
Energieimporte. Das Defizit im
Außenhandel entsteht vor allem
durch die Öl- und Gasimporte
aus Russland, die durch den
Boom ständig gestiegen sind. Sie
müssen in Dollar bezahlt wer-
den. Falls die Lira weiter fällt und
keine neuen Dollars ins Land
kommen, könnte die Türkei die
Energieimporte kaum mehr tra-
gen. Die Folge wären steigende
Energiekosten für Heizung, Ben-
zin und die industrielle Produkti-
on. Damit käme die Abwärtsspi-
rale erst recht in Gang.

Also wurden die Zinsen er-
höht, damit sich Investments für
ausländische Anleger wieder
lohnen. Noch ist die Türkei nicht
in einer echten Krise. Wenn der
Währungsverfall nicht dauerhaft
gestoppt wird und die politische
Lage sich nicht stabilisiert, wird
es aber nicht mehr lange dauern.

Das Ende des türkischenWirtschaftswunders
REALWIRTSCHAFT Die Zentralbank versucht den Abstieg der Türkei mit höheren Zinsen zu stoppen, Präsident Erdogan sieht Verschwörer

AUS ISTANBUL

JÜRGEN GOTTSCHLICH

Die Nacht von Dienstag auf Mitt-
woch markiert das vorläufige En-
de des Wirtschaftswunders am
Bosporus. Bis nach Mitternacht
tagte der Vorstand der türki-
schen Zentralbank, um eine
schwierige Entscheidung zu fäl-
len. Wie können sie den Wäh-
rungsverfall der Lira stoppen?
Die Zentralbank entschied sich
für höhere Leitzinsen. Von
4,5 Prozent auf 10 Prozent stei-
gen die Leitzinsen. Die Über-
nachtzinsen, für die sich Banken
von der Zentralbank Geld leihen,
steigen von 7,75 auf 12 Prozent.

Finanzexperten hatten mit ei-
ner Zinserhöhung gerechnet,
aber nicht mit einer so drasti-
schen. „Schwere Zeiten erfordern
drastische Maßnahmen“, sagte
Analyst Gennadiy Goldberg vom
Finanzhaus TD Securities. Tat-
sächlich zeigte der Zinsschritt
am Mittwochmorgen bereits Er-
gebnisse. Von den knapp 30 Pro-
zent, die die türkische Lira in den
letzten zehn Monaten gegenüber
dem Dollar verloren hat, machte
sie auf einen Schlag fast 10 Pro-
zent wieder gut.

Monatelang hatte sich die
Zentralbank gegen eine Zinser-
höhung gestemmt. Denn höhere
Zinsen verteuern Kredite für Un-
ternehmer und Konsumenten
und drücken das abgeschwächte
Wirtschaftswachstum der Türkei
weiter in den Keller. Zehn Jahre
punktete die Türkei mit einem
Wirtschaftswachstum von 6,5 bis
10 Prozent pro Jahr. 2013 war das
Wachstum des Bruttosozialpro-
dukts schon unter 4 Prozent ge-
fallen, eine Erholung ist nach der
Zinserhöhung nicht in Sicht.

Auf Druck der Regierung hatte
die Zentralbank 2013 öfter ver-
sucht, den Wertverfall der Lira
durch Stützungskäufe aufzuhal-
ten. Mehr als 10 Milliarden Dollar
verpulverte sie, ohne den Fall der
Lira zu bremsen. Neben den glo-
balen Ursachen (siehe unten)
sind dafür hausgemachte Pro-
bleme verantwortlich.

Der Niedergang begann im
Sommer mit den Reaktionen der
Regierung auf die landesweiten
Proteste nach den Demonstratio-
nen um den Istanbuler Gezipark.
Statt auf die Kritiker seiner Poli-
tik zuzugehen, ließ Erdogan die
Polizei härter zuschlagen und
provozierte eine landesweite So-
lidarisierung.

Erdogan machte eine interna-
tionale Verschwörung hinter den
Protesten aus, deren Ziel es sei,
den ökonomischen Erfolg der
Türkei zu untergraben. Als er ge-
gen die „internationale Zinslob-

würden in den USA wieder stei-
gen. Die Finanzkrise ist dort weit-
gehend überwunden, daher ist es
folgerichtig, dass die US-Noten-
bank aus ihrer lockeren Geldpo-
litik aussteigt. Wenn die Zinsen
steigen, ist es wieder lukrativ, in
den USA anzulegen.

Prompt kehrten sich die Geld-
ströme nach Bernankes Ankün-
digung um – und das Kapital
floss aus den Schwellenländern
in die USA zurück. Aus Brasilien

WennAnleger ihr Geld vonNeu-Delhi nachNewYork schaffen
FINANZWIRTSCHAFT Seitdem die USA als Anlageplatz wieder attraktiv werden, ziehen Anleger Milliarden aus Brasilien, Indien und anderen Schwellenländern ab

BERLIN taz/rtr/dpa |Die Krise in
den Schwellenländern brach
erstmals im vergangenen Früh-
jahr aus. Damals kündigte US-
Notenbankchef Ben Bernanke
an, dass die Notenbank dem-
nächst aufhören würde, jeden
Monat amerikanische Papiere
im Wert von 85 Milliarden Dollar
aufzukaufen.

Die Anleger verstanden so-
fort, was diese Nachricht bedeu-
tete: Die langfristigen Zinsen

sind 2013 etwa 12,3 Milliarden
Dollar abgezogen worden.

Die Kapitalflucht aus Brasi-
lien, Indien, der Türkei oder Süd-
afrika wurde so bedrohlich, dass
Bernanke seinen Kurs korrigie-
ren musste. Anders als er ange-
kündigt hatte, wurde die lockere
Geldpolitik in den USA zunächst
fortgesetzt. Erst im vergangenen
Dezember gab es eine kleine Än-
derung: Seither kauft die Noten-
bank nur noch langfristige

Japan und den USA sind die Zin-
sen bei fast null. Also nehmen Fi-
nanzspekulanten dort billige
Kredite auf – und legen das Geld
in Schwellenländern an, wo die
Zinsen höher sind.
Warum ist es ein Problem,
wenn ausländisches Geld in die
Schwellenländer strömt? Man
könnte doch denken: Endlich
haben diese Länder Geld, um in
ihreWirtschaft zu investieren.
Leider ist es andersherum. Das
ausländische Geld hat die Wirt-
schaft schleichend zerstört.
Durch den Zustrom von außen
wurden die türkische Lira oder
der brasilianische Real stark auf-
gewertet. Die türkischen und
brasilianischen Waren verteuer-
ten sich auf dem Weltmarkt, so
dass die Exporte einbrachen.
Gleichzeitig wurden die Importe
billiger. Es entstand ein großes
Außenhandelsdefizit – und die
Länder wurden immer stärker
von ausländischen Krediten ab-

„Spekulanten stürzen Schwellenländer“
WELTWIRTSCHAFT Ökonom Heiner Flassbeck über die wirtschaftlichen Folgen der Spekulation,
Finanzblasen und mögliche Krisen: „Die Schwellenländer sind höchstens der Auslöser“

taz: Herr Flassbeck, die Türkei
hat ihre Leitzinsen verdoppelt.
Eine gute Idee?
Heiner Flassbeck: Es ist Wahn-
sinn. Die Wachstumsraten in der
Türkei sind schwach und die Ar-
beitslosigkeit nimmt zu. Wenn
jetzt die Zinsen so stark steigen,
bricht die türkische Wirtschaft
ein.
Aber die internationalen Anle-
ger sind euphorisch. Weltweit
steigen die Aktienkurse.
Offenbar verstehen diese Speku-
lanten nicht, wie gefährlich die
Lage ist. Die Türkei ist ja nicht der
einzige Problemfall. Alle Schwel-
lenländer stehen vor dem Pro-
blem, dass sie ihre Leitzinsen an-
heben müssen, damit sich das in-
ternationale Kapital nicht zu-
rückzieht.
Wieso sinddie Schwellenländer
so abhängig vom ausländi-
schen Kapital?
Dies ist ein Resultat des soge-
nannten Carry Trade. In Europa,

hängig. Irgendwann macht das
Defizit die ausländischen Speku-
lanten nervös. Sie ziehen ihr
Geld ab und stürzen die Schwel-
lenländer abrupt in eine Krise.
Mit dem erhöhten Leitzins will
die Türkei die Kapitalflucht
stoppen. Wird das klappen?
Kurzfristig vielleicht. Aber das
Land braucht eine kontrollierte
Abwertung. Wenn bei den hohen
Zinsen die Spekulanten wieder
einsteigen, ist die ganze Aktion
sinnlos.
Wenn die Wirtschaft in den
Schwellenländern einbricht –
droht dann die nächste Finanz-
krise?
Eine Finanzkrise ist jederzeit
möglich, weil wir neue Blasen
haben. Die Schwellenländer sind
höchstens der Auslöser. Das ei-
gentliche Problem ist, dass die
Spekulation mit Währungen,
Rohstoffen, Aktien oder Deriva-
ten nicht eingeschränkt wurde.

INTERVIEW: ULRIKE HERRMANN
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Heiner Flassbeck

■ war Chefökonom der Konferenz
der VereintenNationen fürHandel

und Entwicklung
(Unctad). Er
betreibt den
Blog flass-
beck-econo-
mics.de.

Staatspapiere für 75 Milliarden
Dollar im Monat auf.

Absehbar ist, dass die US-Bank
ihre Aufkäufe weiter reduziert.
Daher kommen die Schwellen-
länder nicht zur Ruhe. Seit Mai
haben der südafrikanische Rand,
die indonesische Rupiah und die
türkische Lira mehr als 20 Pro-
zent ihres Wertes eingebüßt, weil
ausländische Anleger ihr Geld
abzogen. Der argentinische Peso
fiel gar um 40 Prozent. Die Krise

könnte auf weitere Länder über-
springen. Als gefährdet gelten
Polen, Russland und Mexiko.

Die Kapitalflucht ist für die
Schwellenländer bedrohlich,
weil sie Defizite im Außenhandel
haben und auf ausländisches
Geld angewiesen sind. Um die
Rupie zu stabilisieren, hat die in-
dische Zentralbank ihren Leit-
zins am Dienstag um 0,25 Punkte
auf 8 Prozent angehoben. In Bra-
silien liegt der Leitzins bereits bei

10 Prozent. Diese Geldpolitik ist
für die Schwellenländer riskant,
weil steigende Zinsen die Kredite
verteuern und so die Wirtschaft
abwürgen.

Die Frage ist, ob die Krise in
den Schwellenländern auf die
gesamte Welt überspringt. Fi-
nanzminister Wolfgang Schäub-
le kann sogar einen Vorteil er-
kennen: Die Eurozone sei nicht
mehr die Hauptsorge der Finanz-
märkte. UH

Die Aussicht auf den Boom am westlichen Stadtrand von Istanbul Foto: Nick Hannes/Reporters/laif

Die Finanzkrise
zieht um

Anleger ziehen ihr geparktes Kapital aus den Schwellenländern

ab und befördern den wirtschaftlichen Niedergang der Staaten
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